
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN ELMER — RECHTSSACHE C-194/94 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
MICHAEL B. ELMER 
vom 24. Oktober 1995 * 

1. In dieser Sache hat das Tribunal de com­
merce Lüttich, Belgien, dem Gerichtshof 
Fragen nach der Auslegung des Artikels 
30 des Vertrages und der Richtlinie 
83/189/EWG des Rates vom 28. März 
1983 über ein Informationsverfahren auf 
dem Gebiet der Normen und technischen 
Vorschriften 1 (nachstehend: Richtlinie) im 
Zusammenhang mit nationalen Vorschriften 
über die Voraussetzungen für die Zulassung 
von Alarmsystemen und -zentralen zur Vor­
abentscheidung vorgelegt. 

Die einschlägigen nationalen Rechtsvor­
schriften 

2. Die belgischen Vorschriften über die Bau­
artgenehmigung für Alarmsysteme finden 
sich im Gesetz vom 10. April 1990 über die 
Bewachungs- und Sicherungsunternehmen 
und die internen Bewachungsdienste (nach­
stehend: Gesetz) und in der Königlichen Ver­
ordnung vom 14. Mai 1991 zur Festlegung 
des Verfahrens zur Zulassung der im Gesetz 
vom 10. April 1990 genannten Alarmsysteme 
und -zentralen (nachstehend: Verordnung 
von 1991). 

3. Das Gesetz gilt nach dessen Artikel 
1 § 4 für Alarmsysteme und -zentralen, die 

zur Verhinderung oder Feststellung von 
Straftaten gegen Personen oder Sachen die­
nen. 

Nach Artikel 4 des Gesetzes darf ein Siche­
rungsunternehmen nur betreiben, wem 
zuvor vom Innenministerium eine Erlaubnis 
hierfür erteilt worden ist. Die Erlaubnis wird 
nur erteilt, wenn das Unternehmen den Vor­
schriften dieses Gesetzes und den an die 
Finanzausstattung und die technische Ausrü­
stung gestellten, vom König festgesetzten 
Voraussetzungen genügt. 

Artikel 12 lautet folgendermaßen: 

„Die in Artikel 1 § 4 genannten Alarmsy­
steme und-zentralen und ihre Bestandteile 
dürfen erst vermarktet oder in anderer Weise 
Benutzern zur Verfügung gestellt werden, 
nachdem sie nach einem vom König festzule­
genden Verfahren zugelassen worden sind. 

Der König legt auch die Voraussetzungen für 
die Installation, die Wartung und den 
Gebrauch der in Artikel 1 § 4 angeführten 
Alarmsysteme und-zentralen und ihrer 
Bestandteile fest." 

4. Die Verordnung von 1991 wurde auf der 
Grundlage des Artikels 12 des Gesetzes 

* Originalsprache: Dänisch. 
1 — ABl. L 109, S. 8, geändert durch die Richtlinie 88/182/EWG 

des Rates vom 22. März 1988, ABl. L 81, S. 75. 
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erlassen. Nach Artikel 2 dieser Verordnung 
dürfen weder ein Hersteller, Importeur oder 
Großhändler noch sonstige natürliche oder 
juristische Personen in Belgien neues Mate­
rial vermarkten oder in anderer Weise Benut­
zern zur Verfügung stellen, wenn dieses 
nicht von dem sogenannten Materialaus­
schuß zugelassen worden ist. Auf dem zuge­
lassenen Material ist ein sichtbares Zeichen 
desjenigen, der den Antrag auf Zulassung 
gestellt hat, sowie die Zulassung selbst anzu­
bringen. 

Nach Artikel 4 § 1 der Verordnung von 
1991 erstellt der Innenminister ein Verzeich­
nis der auf die Durchführung von Tests vor 
einer etwaigen Zulassung des Materials spe­
zialisierten Einrichtungen. Die Anträge auf 
Zulassung sind unmittelbar an eine dieser 
Einrichtungen zu richten, die allein für die 
Durchführung der Tests zuständig sind. 

Artikel 5 lautet folgendermaßen: 

„Vor den eigentlichen Versuchen wird das 
Material von den Laboratorien geprüft. 

Diese Prüfung besteht aus 

1) der Identifizierung des Materials; 

2) der Überprüfung der elektronischen 
Schaltkreise, verglichen mit den vom Her­
steller eingereichten Unterlagen; 

3) der Überprüfung der in Anhang 4 zu die­
ser Verordnung beschriebenen erforderlichen 
Mindestfunktioncn." 

Artikel 6 bestimmt: 

„Die an dem Material vorzunehmenden Tests 
betreffen 

1) die funktionelle Eignung; 

2) den mechanischen Aspekt; 

3) die funktionelle Zuverlässigkeit in mecha­
nischer und/oder elektronischer Hinsicht; 

4) die Unanfälligkeit für Fehlalarm; 
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5) den Schutz vor Mißbrauch oder vor Ver­
suchen, das Material unbrauchbar zu 
machen. 

Hierzu wird das Material den in den Anhän­
gen 3 und 4 genannten Tests unterzogen. 
Eine detaillierte Beschreibung dieser Tests 
wird auf schriftlichen Antrag von den in 
Artikel 4 § 1 genannten Einrichtungen ausge­
händigt. Diese Tests gelten für die verschie­
denen Arten von Bestandteilen." 

Nach Artikel 7 sind die „Tests der einzelnen 
Bestandteile keine Garantie dafür, daß die 
Bestandteile untereinander kompatibel sind. 
Die Verantwortung hierfür trägt allein der, 
der das Alarmsystem entwickelt hat." 

Artikel 8 der Verordnung von 1991 lautet: 
„Weist der Antragsteller anhand der erfor­
derlichen Unterlagen nach, daß sein Material 
bereits in einem anderen EWG-Mitgliedstaat 
in einem gemäß den EWG-Normen aner­
kannten Laboratorium Tests unterzogen 
worden ist, die den in Artikel 7 beschriebe­
nen zumindest gleichwertig sind, und daß es 
dort höchstens drei Jahre vor dem Zeitpunkt 
des jetzigen Antrags zugelassen worden ist, 
so führt eine der in Artikel 4 § 1 genannten 
Einrichtungen an dem Material nur noch die 
Tests durch, die in dem anderen EWG-
Mitgliedstaat noch nicht durchgeführt wor­
den sind." 

Sachverhalt 

5. Die Klägerin im Ausgangsverfahren, die 
SA C. I. A. Security International (nachste­
hend: C. I. A.), ist ein belgisches Unterneh­
men, das 1993 den Betrieb der in Liquidation 
befindlichen SPRL C. I. A. Security über­
nahm. Zu den übernommenen Aktiva ge­
hörte das Diebstahlsicherungssystem „Andro­
mede", das auf dem 42. „Salon mondial de 
l'invention, de la recherche et de l'innovation 
industrielle — Brüssel-Eureka 93" mit einem 
Preis ausgezeichnet worden war. Nach der 
Übernahme setzte die C. I. A. die Vermark­
tung des Andromède-Systems fort, das nach 
ihren Angaben in Belgien aus Erzeugnissen 
zusammengesetzt wird, die in Deutschland, 
Italien und Belgien hergestellt worden sind. 
Es ist unstreitig, daß für das genannte 
Alarmsystem in Belgien keine Bauartgeneh­
migung beantragt wurde. 

6. Die Beklagten des Ausgangsverfahrens, 
die SA Signalson (nachstehend: Signalson) 
und die SPRL Securitel (nachstehend: Securi-
tel), sind Konkurrenten der C. I. A. Diese 
Unternehmen wiesen im Rahmen ihrer Ver­
triebstätigkeit u. a. darauf hin, daß der 
genannte Preis dem Andromede-System auf­
grund falscher Voraussetzungen zuerkannt 
worden sei, daß dieses System nicht funktio­
niere und daß die belgischen Behörden für 
den Betrieb des Unternehmens keine Erlaub­
nis erteilt hätten. Diese Hinweise erfolgten 
im Jahr 1994. 

7. Die C. I. A. erhob daraufhin am 21. 
Januar 1994 Klage beim Tribunal de 
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commerce Lüttich mit dem Antrag, festzu­
stellen, daß Signalson und Securitel durch 
dieses Verhalten gegen die Lauterkeit des 
Handelsverkehrs und damit gegen die Arti­
kel 93 und 95 des Gesetzes vom 14. Juli 
1991 über die Handelspraktiken verstoßen 
hat. Die C. I. A. beantragte weiterhin, 
Signalson und Securitel zur Zahlung eines 
Bußgeldes sowie zur Veröffentlichung der 
Entscheidung zu verurteilen. Die C. I. A. 
machte geltend, daß die belgische Regelung 
über die Zulassung von Alarmsystemen und 
-zentralen in dem Gesetz und der Verord­
nung von 1991 eine Maßnahme mit gleicher 
Wirkung wie eine mengenmäßige Einfuhrbe­
schränkung sei und deshalb gegen Artikel 
30 des Vertrages verstoße und im übrigen 
ungültig sei, da sie — was unstreitig ist — 
der Kommission nicht nach den Bestimmun­
gen der Richtlinie notifiziert worden sei. 

8. Signalson und Securitel stellten im Aus­
gangsverfahren eine Reihe selbständiger 
Anträge, um u. a. festzustellen, daß die 
C. I. A. gegen die Lauterkeit des Handels­
verkehrs verstoßen hat, indem sie ein Alarm­
system, für das keine Bauartgenehmigung 
erteilt worden ist, vermarktet hat und ein 
Unternehmen betreibt, für das ihr keine 
Erlaubnis erteilt worden ist; ferner, der C. I. A. 
die weitere Vermarktung des Andromede-
Systems zu untersagen und ihr eine Vertrags­
strafe aufzuerlegen. Außerdem beantragten 
sie, der C. I. A. jede Form der Werbung zu 
untersagen, in der das Andromede-System 
als ein belgisches Erzeugnis bezeichnet wird, 
da es nach Auffassung von Signalson und 
Securitel in Wirklichkeit aus Deutschland 
oder Frankreich stammt. 

Die einschlägigen gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften 

9. Nach Artikel 30 des Vertrages sind men­
genmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie 
alle Maßnahmen gleicher Wirkung verboten. 

10. Die Richtlinie regelt ein Informations­
verfahren, wonach die Mitgliedstaaten jeden 
Entwurf einer technischen Vorschrift der 
Kommission übermitteln müssen. 

In Artikel 1 Nummern 1, 5 und 6 werden die 
Begriffe „technische Spezifikation", „techni­
sche Vorschrift" und „Entwurf einer techni­
schen Vorschrift" definiert. Diese Bestim­
mungen lauten folgendermaßen: 

„Für diese Richtlinie gelten folgende 
Begriffsbestimmungen: 

1. Technische Spezifikation: Spezifikation, 
die in einem Schriftstück enthalten ist, 
das Merkmale eines Erzeugnisses vor­
schreibt, wie Qualitätsstufen, Gebrauchs­
tauglichkeit, Sicherheit oder Abmessun­
gen, einschließlich der Festlegungen über 
Terminologie, Bildzeichen, Prüfung und 
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Prüfverfahren, Verpackung, Kennzeich­
nung oder Beschriftung sowie Produkti­
onsmethoden und -verfahren für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse im Sinne von 
Artikel 38 Absatz 1 des Vertrages, für 
Nahrungs- und Futtermittel sowie für 
Arzneimittel im Sinne des Artikels 1 der 
Richtlinie 65/65/EWG, zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 87/21/EWG. 

5. Technische Vorschrift: Technische Spezifi­
kationen einschließlich der einschlägigen 
Verwaltungsvorschriften, deren Beach­
tung de jure oder de facto für die Ver­
marktung oder Verwendung in einem 
Mitgliedstaat oder in einem großen Teil 
dieses Staates verbindlich ist, ausgenom­
men die von den örtlichen Behörden fest­
gelegten technischen Spezifikationen. 

6. Entwurf einer technischen Vorschrift: 
Text einer technischen Spezifikation, ein­
schließlich Verwaltungsvorschriften, der 
in der Absicht ausgearbeitet worden ist, 
diese Spezifikation letztlich als technische 
Vorschrift festzulegen oder festlegen zu 
lassen, und der sich in einem Stadium der 
Ausarbeitung befindet, in dem noch 
wesentliche Änderungen möglich sind." 

11. Nach Artikel 5 wird ein Ständiger Aus­
schuß aus von den Mitgliedstaaten ernannten 
Vertretern eingesetzt; diese können sich 
durch Sachverständige oder Berater unter­
stützen lassen. Den Vorsitz im Ausschuß hat 
ein Vertreter der Kommission. 

12. Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 
bestimmt: 

„Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kom­
mission unverzüglich jeden Entwurf einer 
technischen Vorschrift, es sei denn, es han­
delt sich lediglich um eine vollständige Über­
tragung einer internationalen oder europäi­
schen Norm, wobei es dann ausreicht, 
mitzuteilen, um welche Norm es sich han­
delt; sie unterrichten die Kommission gleich­
zeitig in einer kurzen Mitteilung über die 
Gründe, die die Festlegung einer derartigen 
technischen Vorschrift erforderlich machen, 
es sei denn, die Gründe gehen bereits aus 
dem Entwurf hervor. Gegebenenfalls über­
mitteln die Mitgliedstaaten gleichzeitig den 
Wortlaut der hauptsächlich und unmittelbar 
betroffenen grundlegenden Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, wenn deren Wortlaut 
für die Beurteilung der Tragweite des Ent­
wurfs einer technischen Vorschrift herange­
zogen werden muß. 

Die Kommission unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten unverzüglich von dem Ent­
wurf; sie kann ihn auch dem in Artikel 
5 genannten Ausschuß und gegebenenfalls 
dem für das jeweilige Sachgebiet zuständigen 
Ausschuß vorlegen." 
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13. Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
können nach einer Notifizierung Bemerkun­
gen vorbringen, die der betreffende Mitglied­
staat nach Artikel 8 Absatz 2 bei der weite­
ren Ausarbeitung der technischen Vorschrift 
soweit wie möglich zu berücksichtigen hat. 

14. Nach Artikel 8 Absatz 4 sind die auf­
grund dieses Artikels gelieferten Informatio­
nen vertraulich. Die Mitgliedstaaten und der 
Ausschuß können jedoch unter Anwendung 
der nötigen Vorsichtsmaßnahmen natürliche 
und juristische Personen, die auch dem Pri­
vatsektor angehören können, als Sachver­
ständige anhören 2. 

15. Nach Artikel 9 Absatz 1 setzen die Mit­
gliedstaaten den Entwurf einer technischen 
Vorschrift erst sechs Monate nach der Über­
mittlung in Kraft, wenn die Kommission 
oder ein anderer Mitgliedstaat binnen drei 
Monaten nach diesem Zeitpunkt eine aus­
führliche Stellungnahme abgibt, aus der her­
vorgeht, daß die geplante Maßnahme geän­
dert werden sollte, um etwaige 
Handelshemmnisse, die sich aus der geplan­
ten Maßnahme ergeben könnten, zu verhin­
dern oder zu begrenzen. Der betroffene Mit­
gliedstaat erstattet der Kommission darüber 
Bericht, welche Folge er diesen ausführlichen 
Stellungnahmen geben will. Die Kommission 
gibt dazu eine Sachäußerung ab. Nach Arti­
kel 9 Absatz 2 verlängert sich die genannte 
Frist von sechs Monaten auf zwölf Monate, 
wenn die Kommission innerhalb von drei 
Monaten nach der Übermittlung gemäß 

Artikel 8 Absatz 1 ihre Absicht mitteilt, eine 
Richtlinie für den betreffenden Bereich vor­
zuschlagen oder zu erlassen. 

Aus Artikel 9 Absatz 1 folgt im Gegen­
schluß, daß ein Mitgliedstaat die notifizierte 
Vorschrift in Kraft setzen kann, wenn die 
Kommission oder ein Mitgliedstaat innerhalb 
der Frist von drei Monaten keine Einwände 
geltend gemacht haben. 

16. In einer Mitteilung der Kommission vom 
1. Oktober 1986 betreffend die Nichteinhal­
tung gewisser Bestimmungen der Richtlinie 
83/189/EWG des Rates vom 28. März 
1983 über ein Informationsverfahren auf 
dem Gebiet der Normen und technischen 
Vorschriften hat sich die Kommission zu den 
rechtlichen Folgen der Nichtbeachtung der 
Notifizicrungspflicht geäußert 3. 

Im siebten und achten Abschnitt heißt es fol­
gendermaßen: 

„Wenn Mitgliedstaaten ihren Verpflichtun­
gen im Rahmen dieses Informationsverfah­
rens nicht nachkommen, besteht die Gefahr 
einer ernsthaften Untergrabung des Binnen­
marktes, die sich möglicherweise nachteilig 
auf den Handel auswirken könnte. 

2 — Artikel 8 Absatz 4 ¡st im übrigen durch die Richtlinie 
94/10/EWG vom 23. März 1994 (ABl. 100, S. 30) geändert 
worden, wonach die übermittelten Informationen nicht als 
vertraulich gelten, es sei denn, dies wird von dem notifizie­
renden Mitgliedstaat ausdrücklich unter Angabe von Grün­
den beantragt. Diese Richtlinie findet jedoch auf den vorlie­
genden Fall keine Anwendung. 3 — ABl. C 245, S. 4. 
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Wenn ein Mitgliedstaat eine technische Vor­
schrift erläßt, die in den Geltungsbereich der 
Richtlinie 83/189/EWG fällt, ohne den Ent­
wurf vorher der Kommission zu notifizieren 
und die Stillhalteverpflichtung einzuhalten, 
dann ist nach Auffassung der Kommission 
die unter diesen Bedingungen erlassene 
Regelung nach der Rechtsordnung des 
betreffenden Mitgliedstaates gegenüber Drit­
ten nicht durchsetzbar. Die Kommission ist 
daher der Auffassung, daß Beklagte von den 
nationalen Gerichten erwarten können, daß 
sie sich weigern, die Anwendung nationaler 
technischer Vorschriften, die nicht im Ein­
klang mit dem Gemeinschaftsrecht notifi­
ziert worden sind, zu erzwingen." 

17. Aus einer Mitteilung der Kommission 
betreffend die Veröffentlichung der Titel der 
von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28. 
März 1983, geändert durch die Richtlinie 
88/182/EWG des Rates, notifizierten Ent­
würfe technischer Vorschriften im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften 4 geht her­
vor, daß die Kommission beschlossen hat, 
eine Liste der eingegangenen Meldungen zu 
veröffentlichen, um die Aufmerksamkeit der 
europäischen Industrie auf diese Entwürfe 
zu richten, da eine solche Veröffentlichung in 
den Augen der Kommission eine Verstär­
kung des durch die Richtlinie eingeführten 
Instruments zur Verhinderung neuer Han­
delshemmnisse darstellt. 

Die Kommission weist in dieser Mitteilung 
weiter darauf hin, daß die mit Wirkung vom 

März 1989 eingeführte Veröffentlichung 
wöchentlich erfolgt und neben dem Titel des 
Entwurfs das Ende der dreimonatigen Still­
haltefrist angibt. In der Mitteilung wird für 
jeden Mitgliedstaat die Behörde bezeichnet, 
an die sich der einzelne wenden kann, um 
weitere Informationen über den Inhalt eines 
notifizierten Entwurfs zu erhalten. 

Schließlich verweist die Kommission bezüg­
lich der rechtlichen Folgen einer fehlenden 
Notifizierung auf die genannte Mitteilung 
vom 1. Oktober 1986. 

18. In den konkreten Veröffentlichungen im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
weist die Kommission auf die genannten 
Mitteilungen hin und zitiert den Abschnitt 
8 der Mitteilung von 1986, der wie gesagt die 
Rechtsfolgen betrifft, die nach Auffassung 
der Kommission mit einer Nichtanmeldung 
verbunden sind 5. 

4 — ABl. 1989, C 67, S. 3. 

5 — Als Beispiel solcher Veröffentlichungen in Übereinstimmung 
mit der Mitteilung ist auf ABl. 1994, C 3, S. 2, und ABl. 
1994, C 8, S. 2, zu verweisen. 
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Die Vorlagefragen 

19. Das Tribunal de commerce Lüttich hat 
mit Urteil vom 20. Juni 1994 dem Gerichts­
hof folgende Fragen vorgelegt: 

1) Werden durch das Gesetz vom 10. April 
1990 über die Bewachungs- und Siche­
rungsunternehmen und die internen 
Bewachungsdienste, insbesondere dessen 
Artikel 4 und 12, mengenmäßige Einfuhr­
beschränkungen geschaffen, oder sind 
darin Maßnahmen gleicher Wirkung wie 
eine durch Artikel 30 E WG-Vertrag ver­
botene mengenmäßige Beschränkung ent­
halten? 

2) Ist die Königliche Verordnung vom 14. 
Mai 1991 zur Festlegung des Verfahrens 
zur Zulassung der im Gesetz vom 10. 
April 1990 genannten Alarmsysteme und 
-zentralen, insbesondere deren Artikel 
2 und 8, mit Artikel 30 des Vertrages ver­
einbar, der mengenmäßige Einfuhrbe­
schränkungen und Maßnahmen gleicher 
Wirkung wie eine mengenmäßige 
Beschränkung verbietet? 

3) Enthält das genannte Gesetz vom 10. 
April 1990, insbesondere dessen Artikel 
4 und 12, technische Vorschriften, die der 
Kommission gemäß Artikel 8 der Richtli­
nie 83/189/EWG vorab mitgeteilt werden 
mußten? 

4) Enthält die Königliche Verordnung vom 
14. Mai 1991, insbesondere deren Artikel 
2 und 8, technische Vorschriften, die der 
Kommission gemäß Artikel 8 der Richtli­
nie 83/189/EWG vorab mitgeteilt werden 
mußten? 

5) Sind die Bestimmungen der Richtlinie 
83/189/EWG des Rates über ein Informa­
tionsverfahren auf dem Gebiet der Nor­
men und technischen Vorschriften, insbe­
sondere deren Artikel 8 und 9, unbedingt 
und hinreichend genau, um von einzelnen 
vor einem nationalen Gericht herangezo­
gen werden zu können? 

6) Ist ein nationales Gericht durch das 
Gemeinschaftsrecht und den einem ein­
zelnen danach zustehenden Schutz 
gezwungen, die Anwendung einer natio­
nalen technischen Vorschrift abzulehnen, 
die der Kommission von dem Mitglied­
staat, der sie erlassen hat, nicht gemäß del­
in Artikel 8 der Richtlinie 83/189/EWG 
des Rates vorgesehenen Verpflichtung 
übermittelt worden ist? 

Zur ersten und zur zweiten Frage 

20. Mit der ersten und der zweiten Frage 
möchte das vorlegende Gericht im Grunde 
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wissen, ob Artikel 30 des Vertrages so auszu­
legen ist, daß das Verbot mengenmäßiger 
Einfuhrbeschränkungen und Maßnahmen 
gleicher Wirkung auf nationale Rechtsvor­
schriften Anwendung findet, wie sie in dem 
Gesetz, insbesondere dessen Artikel 4 und 
12, und in der Verordnung von 1991, insbe­
sondere deren Artikel 2 und 8, enthalten 
sind, wonach für den Betrieb von Bewa­
chungsunternehmen zuvor eine Erlaubnis 
und für Alarmsysteme und-zentralen zuvor 
eine Bauartgenehmigung erteilt werden muß. 
Da beide Fragen die Artikel 30 ff. des Vertra­
ges betreffen, halte ich es für zweckmäßig, 
sie zusammen zu behandeln. 

21. Die C. I. A. macht geltend, daß die 
erforderliche Auswirkung auf den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten vorliege. 

22. Signalson trägt vor, daß das Gesetz und 
die Verordnung von 1991 nicht in den 
Anwendungsbereich des Artikels 30 des Ver­
trages fielen, da es um einen Fall gehe, der 
von dem Urteil des Gerichtshofes vom 24. 
November 1993 in den verbundenen Rechts­
sachen C-267/91 und C-268/91, Keck und 
Mithouard 6, erfaßt werde. 

23. Nach Ansicht der belgischen Regierung 
sind die Vorlagefragen nach dem Inkrafttre­
ten der neuen Verordnung vom 31. März 
1994 gegenstandslos. 

24. Die Kommission trägt vor, Artikel 4 des 
Gesetzes betreffe die Betriebsgründung und 
habe keine so starken Auswirkungen auf den 
freien Warenverkehr, daß Artikel 30 Anwen­
dung finden könnte. Auch sei im vorliegen­
den Fall keine so enge Verbindung mit dem 
freien Warenverkehr erkennbar, daß das 
Genehmigungserfordernis in Artikel 12 des 
Gesetzes und Artikel 2 der Verordnung von 
1991 im Widerspruch zu Artikel 30 stünde. 
Außerdem würden durch diese Vorschriften 
rechtmäßige Belange gewahrt, und sie gingen 
nicht über das hinaus, was dazu erforderlich 
sei. Dagegen verstoße Artikel 8 der Verord­
nung von 1991 gegen den Grundsatz der 
gegenseitigen Anerkennung. Bei der Bezug­
nahme dieser Bestimmung auf Artikel 7 der 
Verordnung von 1991 bleibe unklar, welche 
Tests gegenseitig anerkannt würden. Außer­
dem gelte die gegenseitige Anerkennung nur 
für Tests, die von einem gemäß den EWG-
Normen anerkannten Labor durchgeführt 
worden seien. Tests eines gemäß den natio­
nalen Normen anerkannten Labors blieben 
außer Betracht. Darüber hinaus sei Voraus­
setzung, daß das Erzeugnis in einem anderen 
Mitgliedstaat innerhalb der letzten drei Jahre 
vom Zeitpunkt der Antragstellung an zuge­
lassen worden sei. 

25. Nach meiner Meinung betrifft Artikel 
4 des Gesetzes die vorherige Erteilung einer 
Erlaubnis zum Betrieb von Bewachungsun­
ternehmen und damit die Voraussetzungen 
für eine Betriebsgründung in Belgien. Aus­
gangspunkt für die Würdigung einer solchen 
Regelung müssen die Artikel 52 und 58 des 
Vertrages sein. Nach der ständigen 
Rechtsprechung des Gerichtshofes sind 
Bestimmungen des Vertrages über das 6 — Slg. 1993, I-6097. 
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Niederlassungsrecht nicht auf Betätigungen 
anwendbar, deren Merkmale sämtlich nicht 
über die Grenzen eines Mitgliedstaats hin­
ausweisen 7. Die C. I. A. ist eine belgische 
Gesellschaft, die in Belgien tätig ist, so daß 
nach meiner Meinung eine solche interne 
Situation vorliegt, die nicht in den Anwen­
dungsbereich der Artikel 52 und 58 fällt. 
Dies ist vermutlich der Grund dafür, daß das 
vorlegende Gericht sich nicht veranlaßt sah, 
Fragen nach der Auslegung dieser Vertrags­
bestimmungen vorzulegen. 

26. Zu Artikel 30 des Vertrages ist zu bemer­
ken, daß keine Anhaltspunkte dafür vorge­
tragen worden sind, daß die Erlaubnispflicht 
gemäß Artikel 4 belgische Unternehmen 
dazu veranlaßt, besonders inländische 
Erzeugnisse zu erwerben und zu benutzen. 
Die mittelbaren Wirkungen, die solche natio­
nalen Vorschriften auf den freien Warenver­
kehr haben können, sind meiner Meinung 
nach zu ungewiß und zu mittelbar, als daß 
diese Vorschriften als Maßnahmen gelten 
könnten, die geeignet sind, den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen 8. 
Artikel 30 des Vertrages ist meines Erachtens 
daher so auszulegen, daß er einer Regelung 
wie der in Artikel 4 des Gesetzes nicht ent­
gegensteht. 

27. Artikel 12 des Gesetzes und die Verord­
nung von 1991 betreffen die Bauartgenehmi-
gung für Alarmsysteme und -zentralen. Die 
Kommission hat allgemein zu den ersten bei­
den Fragen und damit auch zu diesen 

Bestimmungen vorgetragen, daß es an dem 
notwendigen Zusammenhang mit dem freien 
Warenverkehr offensichtlich fehle. Daher ist 
zu prüfen, ob dies zutrifft. 

28. Der Gerichtshof stellte in seinem Urteil 
vom 15. Dezember 1982 in der Rechtssache 
286/81, Oosthoek 9, fest, daß die Anwen­
dung der niederländischen Rechtsvorschrif­
ten auf den Verkauf von in den Niederlanden 
hergestellten Nachschlagewerken in den 
Niederlanden nicht in einem Zusammenhang 
mit der Wareneinfuhr oder -ausfuhr stehe 
und daher nicht von den Artikeln 30 und 
34 erfaßt werde. Dem steht das Urteil vom 
14. Juli 1988 in der Rechtssache 298/87, Sma-
nor 10, gegenüber, in dem die bei dem natio­
nalen Gericht anhängige Rechtssache die 
Anwendung französischen Rechts auf eine 
französische Gesellschaft betraf, die tiefge­
frorenen Joghurt in Frankreich herstellte und 
dort verkaufte. Der Gerichtshof vertrat die 
Auffassung, daß es Sache des nationalen 
Gerichts sei, anhand des Sachverhalts des 
Ausgangsverfahrens die Erheblichkeit der 
Vorlagefragen zu beurteilen 11. 

Der Gerichtshof ist also sehr zurückhaltend 
bezüglich der Annahme einer rein internen 
Situation, die nicht unter Artikel 30 des Ver­
trages fällt. Eine solche Zurückhaltung 
scheint mir durchaus gerechtfertigt. Eine 
Ware ist sehr oft aus Einzelteilen zusammen­
gesetzt. In der Regel besteht sie aus einer 
Vielzahl von Teilen und Komponenten, die 

7 — Vgl. z. B . Urteile vom 16. Februar 1995 in den verbundenen 
Rechtssachen C-29/94 bis C-35/94 (Aubertin u. a., Slg. 1995, 
I-301, Randnr. 9), und vom 28. Januar 1992 in den verbun­
denen Rechtssachen C-330/90 und C-331/90 (López Brea 
und Hidalgo Palacios, Slg. 1992, I-323, Randnr. 7). 

8 — Vgl. Urteil vom 14. Juli 1994 in der Rechtssache 
C-379/92 (Peralta, Slg. 1994, I-3453, Randnr. 24). 

9 — Slg. 1982, 4575, Randnr. 9. Der Gerichtshof scheint diesen 
Ansatz später nicht weitcrverfolgt zu haben. 

10 — Slg. 1988, 4489, Randnrn. 8 und 9. 
11 — Im Gegensatz zu dem Ooslhock-Pall ging es bei den Vor-

lagefragen nicht darum, ob von einer internen Station 

gesprochen werden konnte. In bezug auf die Freizügigkeit 
tat der Gerichtshof diese Frage inzwischen von sich aus 

behandelt. 
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aus einem anderen Mitgliedstaat eingeführt 
sein können, so daß es weit schwieriger ist, 
den Ursprung einer Ware als z. B. den einer 
Dienstleistung zu bestimmen. Dies führt 
außerdem dazu, daß die Anwendung einer 
nationalen Vorschrift durch einen Mitglied­
staat auf eine Ware, die in diesem Staat 
zusammengesetzt worden ist, sich oft, 
zumindest mittelbar und potentiell, auf die 
Wareneinfuhr auswirken kann 12. 

29. Im vorliegenden Fall handelt es sich nach 
den Angaben der C. I. A. um ein Erzeugnis, 
das aus Waren zusammengesetzt ist, die in 
Deutschland, Italien und Belgien hergestellt 
worden sind. Außerdem haben Signalson 
und Securitel im Ausgangsverfahren bean­
tragt, der C. I. A. zu untersagen, das 
Andromede-System als ein belgisches 
Erzeugnis zu verkaufen, da es nach ihrer 
Auffassung in Wirklichkeit aus Deutschland 
oder Frankreich stammt. Somit besteht mei­
nes Erachtens kein Grund, die Anwendung 
des Artikels 30 des Vertrages mit dem Hin­
weis, daß es an der erforderlichen Auswir­
kung auf den Handel zwischen den Mitglied­
staaten fehle, auszuschließen. 

30. Nach ständiger Rechtsprechung des 
Gerichtshofes stellen Hemmnisse für den 
freien Warenverkehr, die sich in Ermange­
lung einer Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften daraus ergeben, daß Waren aus 
anderen Mitgliedstaaten, die dort rechtmäßig 
hergestellt und in den Verkehr gebracht wor­
den sind, bestimmten Vorschriften entspre­
chen müssen (wie etwa hinsichtlich ihrer 
Bezeichnung, ihrer Form, ihrer Abmessun­
gen, ihres Gewichts, ihrer Zusammenset­

zung, ihrer Aufmachung, ihrer Etikettierung 
und ihrer Verpackung), selbst dann, wenn 
diese Vorschriften unterschiedslos für alle 
Erzeugnisse gelten, nach Artikel 30 verbo­
tene Maßnahmen gleicher Wirkung dar, 
sofern sich die Anwendung dieser Vorschrif­
ten nicht durch einen Zweck rechtfertigen 
läßt, der im Allgemeininteresse liegt und den 
Erfordernissen des freien Warenverkehrs 
vorgeht 13. 

31. Nach Artikel 12 des Gesetzes und Arti­
kel 2 der Verordnung von 1991 ist die vorhe­
rige Zulassung von Alarmsystemen und 
-zentralen Voraussetzung für deren 
rechtmäßige Vermarktung in Belgien. Zweck 
eines solchen Systems der Bauartgenehmi­
gung ist, die Anforderungen an die Zusam­
mensetzung der Ware, die äußere Erschei­
nung usw. festzulegen. Es handelt sich somit 
um eine Maßnahme, die unter Artikel 30 des 
Vertrages fällt, es sei denn, die Zulassungs­
pflicht ist durch allgemeine Interessen der 
Gesellschaft gerechtfertigt, die den Erforder­
nissen des freien Warenverkehrs vorgehen. 
Solche Rechtfertigungsgründe sind nach 
Artikel 36 des Vertrages und der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes u. a. der Verbrau­
cherschutz und der Schutz der öffentlichen 
Ordnung. Die Mitgliedstaaten sind daher bei 
der näheren Ausgestaltung der Vorschriften 
zur Wahrung solcher Belange unter Berück­
sichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat­
zes berechtigt, festzulegen, wie hoch der 
Schutz sein soll, und können unter Beach­
tung des Grundsatzes der gegenseitigen 
Anerkennung eine vorherige Bauartgenehmi­
gung für Waren verlangen, die in einem 
anderen Mitgliedstaat bereits zugelassen 
sind 14. 

12 — Nach ständiger Rechtsprechung stellt jede Maßnahme, die 
geeignet ist, den innergemeinschaftlichen Handel unmittel­
bar oder mittelbar, tatsächlich oder potentiell zu behindern, 
eine Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine mengenmä­
ßige Beschränkung dar. Vgl. z. B. Urteil vom 9. Februar 
1995 in der Rechtssache C-412/93 (Edouard Leclerc-Siplec, 
Slg. 1995, I-179, Randnr. 18). 

13 — Vgl. z. B. das in Fußnote 6 genannte Urteil vom 24. 
November 1993 (Keck und Mithouard, Randnr. 15). 

14 — Vgl. z. B. Urteil vom 28. Januar 1986 in der Rechtssache 
188/84 (Kommission/Frankreich, Slg. 1986, 419, Randnrn. 
13 bis 17). 
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32. Alarmsysteme sind technisch kompli­
zierte Produkte, deren tatsächliche Wirkung 
in hohem Maße von ihrer Zuverlässigkeit 
abhängt, die für den Verbraucher schwer 
feststellbar ist, da er den Alarm ja gerade 
dann einschaltet, wenn er den überwachten 
Bereich verläßt. Es ist wichtig, daß gewähr­
leistet ist, daß das System tatsächlich akti­
viert wird, wenn jemand in den Bereich ein­
dringt, und von Unbefugten nicht 
ausgeschaltet werden kann, und es ist viel­
leicht ganz besonders wichtig, daß das 
Alarmsystem gegen die Auslösung eines 
Fehlalarms gesichert ist. Letzteres ist nicht 
nur im Hinblick darauf von großer Bedeu­
tung, daß Nachbarn usw. nicht gestört wer­
den, sondern auch im Hinblick darauf, daß 
eine unnötige Belastung der Alarmzentralen 
der Polizei usw. durch Fehlalarme verhindert 
wird. Außerdem besteht bei Fehlalarm die 
Gefahr, daß die Leute mit der Zeit auf 
Alarme nicht mehr angemessen reagieren. 
Schließlich kann es nötig sein, den Benutzer 
vor einem Schaden im Zusammenhang mit 
der Benutzung zu schützen. Somit kann es 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung und 
des Verbraucherschutzes gerechtfertigt sein, 
an die technische Ausstattung von Alarmsy­
stemen und-zentralen bestimmte Anforde­
rungen zu stellen. 

33. Sodann ist zu prüfen, ob eine Regelung, 
die eine vorherige Bauartgenehmigung für 
Alarmsysteme und-zentralen vorschreibt, 
mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ver­
einbar ist, oder ob es wirksame Alternativen 
gibt, die weniger einschneidend sind. Als 
Alternative ließe sich eine Regelung denken, 
nach der bestimmte Konstruktionsanforde­
rungen erfüllt werden müssen und die die 
Möglichkeit späterer Stichproben vorsieht. 
Obwohl eine solche Regelung denkbar ist, 
böte sie doch nicht im selben Maße wie eine 
vorherige Kontrolle die Garantie, daß das 
Gerät die festgelegten Anforderungen erfüllt. 
Durch eine Bauartgenehmigungsregelung 

lassen sich Fehlalarme und andere Funkti-
onsfehler wahrscheinlich wirksamer aus­
schließen und damit ein besserer Schutz der 
öffentlichen Ordnung und der Verbraucher 
erreichen. Der Gemeinschaftsgesetzgeber hat 
in verschiedenen Bereichen Bauartgenehmi-
gungsregehmgen eingeführt. Als Beispiel 
hierfür läßt sich die Richtlinie 93/33/EWG 
des Rates vom 14. Juni 1993 über die Siche-
rungseinrichtungen gegen unbefugte Benut­
zung von zweirädrigen oder dreirädrigen 
Kraftfahrzeugen 15 nennen. Ich meine des­
halb, daß die Bestimmungen über den freien 
Warenverkehr in den Artikeln 30 ff. des Ver­
trages einer Bauartgcnehmigungsrcgelung für 
Alarmsysteme und-zentralen, wie sie in Arti­
kel 12 des Gesetzes und Artikel 2 der Ver­
ordnung von 1991 enthalten ist, nicht entge­
genstehen. 

34. Das Vorlagegericht hat weiter die Frage 
gestellt, ob eine nationale Vorschrift wie die 
des Artikels 8 der Verordnung von 1991 mit 
Artikel 30 des Vertrages vereinbar ist. 

35. Die Mitgliedstaatcn sind in Übereinstim­
mung mit dem Grundsatz der gegenseitigen 
Anerkennung zur Zulassung eingeführter 
Waren verpflichtet, wenn diese den Anforde­
rungen in einem anderen Mitgliedstaat genü­
gen, die, auch wenn sie nicht identisch sind, 
einen entsprechenden (gleichwertigen) 
Schutz gewährleisten. Außerdem sind die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, zur Erleichte­
rung der Kontrollen beizutragen, indem sie 
gleichwertige Tests, die in einem anderen 
Mitglicdstaat vorgenommen wurden, 
berücksichtigen 16. 

15 — Abl. L 188, S. 32. 
16 — Vgl. Urteil vom 17. Dezember 1981 in der Rechtssache 

272/80 (Frans-Nederlandse Maatschappij voor Biologische 
Producten, Slg. 1981, 3277, Randnrn. 14 und 15). 
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36. Ganz allgemein möchte ich betonen, daß 
das gemeinschaftsrechtliche Erfordernis der 
Gleichwertigkeit wesentliche Anforderungen 
sowohl an die Qualität der Tests als auch an 
das Testlabor stellt. Bereits auf den ersten 
Blick läßt sich wohl schwerlich eine Recht­
fertigung dafür finden, daß ein Test allein 
aufgrund seines Alters abgelehnt wird, wenn 
in der Zwischenzeit keine Änderungen ein­
getreten sind, die sich auf die Beurteilung der 
Gleichwertigkeit auswirken. Ziel einer natio­
nalen Regelung über die Anerkennung von 
Testlabors ist außerdem, die Qualität eines 
Labors und dessen Fähigkeit zur Durchfüh­
rung korrekter Tests auf bestimmten abge­
grenzten Gebieten zu überprüfen und zu 
kontrollieren. Der Grundsatz der gegenseiti­
gen Anerkennung verlangt, daß ein von 
einem solch anerkannten Labor durchgeführ­
ter Test nicht ohne eine vorherige konkrete 
Beurteilung der Gleichwertigkeit zurückge­
wiesen werden kann. Ein Test kann nicht 
schon deshalb abgelehnt werden, weil er in 
einem Labor durchgeführt worden ist, das 
nach eventuellen Gemeinschaftsnormen 
nicht anerkannt ist. Schließlich führt die 
Bezugnahme in Artikel 8 der Verordnung 
von 1991 auf deren Artikel 7, der nicht die 
verlangten Tests betrifft, zu Unsicherheiten 
darüber, welche Tests von der Bestimmung 
erfaßt werden. Aus diesem Grund ist ver­
ständlich, daß die Kommission hinter die 
Vereinbarkeit des Artikels 8 der Verordnung 
von 1991 mit Artikel 30 des Vertrages ein 
Fragezeichen gesetzt hat. 

37. Um sich jedoch in einem konkreten Fall 
auf den Grundsatz der gegenseitigen Aner­
kennung gleichwertiger Tests berufen zu 
können, müssen Tests von einem Erzeugnis 
tatsächlich in einem anderen Mitgliedstaat 
durchgeführt worden sein. In unserem Fall 

sind keine Anhaltspunkte dafür vorgetragen 
worden, daß das Andromede-System solchen 
Tests unterzogen worden ist. Es ist daher 
schwer erkennbar, inwiefern dieser Teil der 
Vorlagefragen für die im Ausgangsverfahren 
zu entscheidende Frage von Bedeutung ist, 
nämlich ob die C. I. A. von der Einreichung 
eines Antrags auf Zulassung des 
Andromède-Systems absehen durfte. Da eine 
Antwort somit sehr allgemein und hypothe­
tisch wäre, sollte der Gerichtshof nach mei­
ner Meinung auf die Beantwortung dieses 
Teils der Frage verzichten. 

38. Zusammenfassend meine ich, daß die 
ersten beiden Fragen dahin zu beantworten 
sind, daß die Artikel 30 bis 36 des Vertrages 
einer Regelung über die Bauartgenehmigung 
für Alarmsysteme und-zentralen, wie sie in 
den Artikeln 4 und 12 des Gesetzes oder in 
Artikel 2 der Verordnung von 1991 enthalten 
ist, nicht entgegenstehen. 

Zur dritten und zur vierten Frage 

39. Mit der dritten und der vierten Frage 
wird der Gerichtshof um eine Stellungnahme 
dazu ersucht, ob Artikel 8 der Richtlinie 
83/189 dahin auszulegen ist, daß die Notifi­
zierungspflicht für nationale Regelungen gilt, 
wie sie das Gesetz, insbesondere dessen Arti­
kel 4 und 12, und die Verordnung von 1991, 
insbesondere deren Artikel 2 und 8, enthal­
ten. Ich halte es für zweckmäßig, auch diese 
Fragen zusammen zu beantworten. 

40. Nach Ansicht der C. I. A. kann ein 
Alarmsystem in Belgien nicht vermarktet 
werden, wenn es nicht den Anforderungen 
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genüge, die im Gesetz und in der Verord­
nung von 1991 festgesetzt seien. Es handele 
sich deshalb um technische Spezifikationen 
im Sinne der Richtlinie. Dabei sei es ohne 
Bedeutung, daß sich die eigentliche Geneh­
migungspflicht in einem Rahmengesetz 
finde. 

41. Signalson, die belgische Regierung und 
das Vereinigte Königreich machen u. a. gel­
tend, das Gesetz sei ein Rahmengesetz und 
die Artikel 4 und 12 enthielten keine techni­
schen Vorschriften im Sinne der Richtlinie, 
da in diesen Bestimmungen die Anforderun­
gen an die Ausgestaltung, Zusammensetzung 
usw. des Produkts nicht festgelegt seien. 

42. Die Kommission trägt vor, Artikel 4 des 
Gesetzes enthalte keine technischen Vor­
schriften, da die Bestimmung die Gründung 
eines Betriebes regele. Dagegen ist die Kom­
mission mit der C. I. A. der Meinung, daß 
Artikel 12 des Gesetzes und die Verordnung 
von 1991, die ein obligatorisches Bauartge­
nehmigungsverfahren für Alarmsysteme 
und -zentralen eingeführt haben, notifizie-
rungspflichtige technische Vorschriften seien. 

43. Nach Artikel 4 des Gesetzes darf ein 
Sicherungsunternehmen nur betreiben, wem 
zuvor vom Innenministerium eine Erlaubnis 
hierfür erteilt worden ist. Die Bestimmung 
regelt die Betriebsgründung, während die 
Richtlinie technische Vorschriften für 
Erzeugnisse umfaßt. Einzelstaatliche Vor­
schriften über die Betriebsgründung können 
nur insoweit als von der Richtlinie umfaßt 

angesehen werden, als sie Anforderungen an 
Erzeugnisse festlegen. Artikel 4 des Gesetzes 
enthält solche Anforderungen offensichtlich 
nicht. Diese Bestimmung fällt daher nach 
meiner Meinung nicht unter den Anwen­
dungsbereich der Richtlinie. 

44. Die Notifizierungspflicht nach Artikel 
8 Absatz 1 der Richtlinie gilt für jeden Ent­
wurf einer technischen Vorschrift. Ihr Begriff 
umfaßt nach Artikel 1 Nr. 5 technische Spe­
zifikationen einschließlich der einschlägigen 
Verwaltungsvorschriften, deren Beachtung 
rechtlich oder tatsächlich für die Vermark­
tung oder Verwendung in einem Mitglied­
staat verbindlich ist. Nach Artikel 1 Nr. 
1 umfassen technische Spezifikationen 
Produktangaben wie Qualitätsstufen, 
Gebrauchstauglichkeit, Sicherheit, Prüfung 
und Prüfverfahren sowie Kennzeichnung. 
Außerdem sind der Kommission die haupt­
sächlich und unmittelbar betroffenen grund­
legenden Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten mitzuteilen. Die Richtlinie gewährleistet 
somit, daß die Kommission und die übrigen 
Mitgliedstaaten die Vorschrift in ihrem Kon­
text und damit die tatsächliche Tragweite des 
Entwurfs beurteilen können. 

45. Mit dem Gesetz und der Verordnung 
von 1991 wurde ein Bauartgenehmigungsver­
fahren für Alarmsysteme und -zentralen ein­
geführt. In Artikel 12 des Gesetzes wurde 
wie gesagt das Erfordernis einer vorherigen 
Zulassung von Alarmsystemen und 
-zentralen festgelegt. Die belgische Regierung 
wies in der mündlichen Verhandlung darauf 
hin, daß Artikel 12 des Gesetzes auch ohne 
die Verordnung von 1991 nicht ohne Rechts­
wirkungen wäre. Die Bestimmung hat somit 
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nicht den Charakter einer reinen Ermächti­
gungsvorschrift 17, sondern ist vielmehr eine 
wichtige materiell-rechtliche Vorschrift. 
Artikel 8 der Richtlinie läßt sich meines 
Erachtens schwerlich so auslegen, daß ein 
solch allgemeines Erfordernis wie die vorhe­
rige Zulassung, soweit es alleine stehen kann, 
von der Notifizierungspflicht ausgenommen 
ist. Trotz seiner Allgemeinheit betrifft ein 
solches Erfordernis Eigenschaften des 
Erzeugnisses. Außerdem wird dessen 
Anwendung an und für sich große Unsicher­
heiten bei den Betroffenen schaffen und 
damit zu nicht unwesentlichen Handels­
hemmnissen beitragen. Eine Vorschrift wie 
die des Artikels 12 des Gesetzes ist an und 
für sich nach meiner Meinung eine notifizie-
rungspflichtige technische Vorschrift. 

46. Aufgrund der Verordnung von 
1991 müssen eine Reihe von Prüfungen 
durchgeführt werden, durch die festgestellt 
werden soll, ob das Gerät die festgelegten 
technischen Anforderungen erfüllt. Diese 
Anforderungen an das Erzeugnis betreffen 
u. a. mechanische Eigenschaften, Zuverlässig­
keit, Prüfungen und Schutz vor Mißbrauch. 
Solche Anforderungen, die Merkmale für die 
Produktgruppe Alarmsysteme und -zentralen 
festlegen, sind nach meiner Meinung techni­
sche Spezifikationen im Sinne der Richtlinie, 
die gerade Anforderungen an die Qualität, 
die Gebrauchstauglichkeit und Sicherheit 
umfassen. Außerdem ist die Erfüllung dieser 
Anforderungen nach der Richtlinie Voraus­
setzung dafür, daß das Gerät in Belgien 
rechtmäßig vermarktet werden kann. Ein 
Regelung wie die Verordnung von 1991 ist 
deshalb eine technische Vorschrift im Sinne 
des Artikels 1 Nr. 5 der Richtlinie. 

47. Aus diesem Grund sind die dritte und 
die vierte Frage nach meiner Meinung dahin 
zu beantworten, daß Bestimmungen und 
Spezifikationen bezüglich der vorherigen 
Bauartgenehmigung für Alarmsysteme und 
-zentralen wie die in Artikel 12 des Gesetzes 
und in der Verordnung von 1991 nach Arti­
kel 8 der Richtlinie notifizierungspflichtig 
sind. 

Zur fünften und zur sechsten Frage 

48. Mit der fünften und der sechsten Frage 
möchte das vorlegende Gericht wissen, ob 
die Bestimmungen in der Richtlinie, insbe­
sondere die Artikel 8 und 9, unbedingt und 
hinreichend genau sind, um von dem einzel­
nen vor einem nationalen Gericht geltend 
gemacht werden zu können, und ob das 
nationale Gericht eine nationale technische 
Vorschrift unangewendet lassen muß, die 
nicht nach Artikel 8 der Richtlinie notifiziert 
worden ist. 

49. Die C. I. A. und die Kommission haben 
vorgetragen, die Richtlinie, namentlich die 
Artikel 8 und 9, erlegten den Mitgliedstaaten 
genaue und unbedingte Verpflichtungen auf; 
technische Vorschriften, die nicht notifiziert 
worden seien, könnten nicht angewandt wer­
den (vgl. Mitteilung der Kommission von 
1986). 

17 — Vgl. den Fall im Urteil vom 1. Juni 1994 in der Rechtssache 
C-317/92 (Kommission/Deutschland, Slg. 1994, I-2039, 
Randnr. 26). 
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Die Kommission hat weiter darauf hingewie­
sen, daß sich nach ihrer Meinung eine Ana­
logie zu Artikel 93 Absatz 3 des Vertrages 
über staatliche Beihilfen herstellen lasse. 
Diese Bestimmung führe ein Verfahren zur 
Unterrichtung der Kommission über eine 
geplante Beihilfe ein, so daß die Kommission 
die Beihilfe prüfen und dazu Stellung neh­
men könne. Der betreffende Mitgliedstaat 
dürfe die geplante Beihilfe nicht durchfüh­
ren, bevor die Kommission in dem Prüfungs­
verfahren zu einer Entscheidung gelangt sei. 
Artikel 8 der Richtlinie, wonach der Entwurf 
technischer Vorschriften zu notifizieren sei, 
und Artikel 9, der den betreffenden Mit­
gliedstaat verpflichte, das Inkrafttreten dieser 
Vorschriften bis zum Ablauf bestimmter Fri­
sten auszusetzen, enthalte eine dementspre-
chende Regelung. 

Die C. I. A. weist darauf hin, daß es gegebe­
nenfalls nicht darum gehe, daß die Richtlinie 
Privatpersonen Pflichten auferlege. Die 
Kommission hat dazu auf Frage erklärt, daß 
es in der vorliegenden Sache um die Rechts­
stellung eines Wirtschaftsteilnehmers 
gegenüber dem Staat aufgrund von nationa­
len Rechtsvorschriften gehe, die ohne Beach­
tung des in der Richtlinie festgelegten Noti­
fizierungsverfahrens erlassen worden seien. 

50. Signalson hat in ihren Erklärungen diese 
Frage nicht behandelt. 

51. Die niederländische und die deutsche 
Regierung sowie das Vereinigte Königreich 
haben vorgetragen, daß die Richtlinie nur 
Verfahrensvorschriften enthalte, die das Ver­
hältnis zwischen der Gemeinschaft und den 

Mitgliedstaaten regelten. Die Bestimmungen 
der Richtlinie seien auch nicht unbedingt 
und hinreichend genau, um eine unmittelbare 
Wirkung zu entfalten. Die Kommission 
müsse statt dessen bei einem eventuellen Ver­
stoß gegen die Notifizierungspflicht ein Ver­
fahren nach Artikel 169 des Vertrages einlei­
ten, und Privatpersonen seien auf die 
Möglichkeit zu verweisen, sich vor den 
nationalen Gerichten auf Artikel 30 des Ver­
trages zu berufen. Das Vereinigte Königreich 
und die niederländische Regierung haben in 
dem Zusammenhang erklärt, daß die Kom­
mission in ihrem Vorschlag zur zweiten 
Änderung der Richtlinie 18 in die sechzehnte 
Begründungserwägung den Zusatz habe auf­
nehmen wollen, daß durch die Richtlinie den 
Mitgliedstaatcn klare und strikte Verpflich­
tungen auferlegt würden und daß Privatper­
sonen die Einhaltung dieser Verpflichtungen 
vor den Gerichten geltend machen könnten. 
Dieser Teil der Begründungserwägung sei 
jedoch beim endgültigen Erlaß der Richtlinie 
94/10 19 weggelassen worden. Die Richtlinie 
sage nichts zu den Folgen einer fehlenden 
Notifizierung und räume dem einzelnen 
Bürger keine Rechte ein. Sic berühre nicht 
das Recht der Mitgliedstaatcn, nach der 
Notifzierung die technische Vorschrift in 
Kraft treten zu lassen. Für eine Analogie zu 
Artikel 93 Absatz 3 des Vertrages sieht das 
Vereinigte Königreich keine Grundlage, da 
die endgültige Durchführung einer Maß­
nahme im Bereich der staatlichen Beihilfen 
von der vorherigen ausdrücklichen oder still­
schweigenden Genehmigung der Kommis­
sion abhänge. Die Nichtbeachtung der 
Notifizierungspflicht bedeute nicht 

notwendigerweise, daß die Vorschrift materi-
ellrechtlich gegen den Vertrag verstoße. Die 
Nichtanwendbarkeit nicht angemeldeter Vor­
schriften würde in vielen Fällen Vorschriften 
treffen, die materiellrechtlich mit dem 

18 — Vorschlag vom 27. November 1992 für eine Richtlinie des 
Rates zur zweiten Änderung der Richtlinie 83/189/EWG 
über ein Informationsverfahren auf tleni Gebiet der Nor­
men und technischen Vorschriften, ABl. C 340, S. 7. 

19 — Vgl. Fußnote 2. 
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Gemeinschaftsrecht vereinbar seien. Dies 
könnte die Überwachung gefährlicher 
Erzeugnisse zum Schaden des Bürgers beein­
trächtigen. 

52. Nach der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes können sich die einzelnen nach Ablauf 
der Durchführungsfrist gegenüber dem Staat 
auf Bestimmungen einer Richtlinie berufen, 
die inhaltlich als unbedingt und hinreichend 
genau erscheinen, soweit diese Rechte festle­
gen, die dem Staat gegenüber geltend 
gemacht werden können 20. Richtlinienbe­
stimmungen mit unmittelbarer Wirkung 
haben Vorrang vor entgegenstehenden natio­
nalen Rechtsvorschriften 21. Dagegen kann 
eine Richtlinie nicht selbst Verpflichtungen 
für einen Bürger begründen, so daß ihm 
gegenüber eine Berufung auf die Richtlinie 
als solche nicht möglich ist 22. Der Gerichts­
hof hat in diesem Zusammenhang darauf 
hingewiesen, daß die Rechtsprechung zu der 
Möglichkeit, sich gegenüber staatlichen Ein­
richtungen auf die Richtlinien zu berufen, 
darauf beruhe, daß die Richtlinie nach Arti­
kel 189 „für jeden Mitgliedstaat, an den sie 
gerichtet ist" — und nur für diesen — ver­
bindlich ist 23. 

53. Nach Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 
sind die Mitgliedstaaten zur Notifizierung 
der in der Richtlinie definierten technischen 
Vorschriften verpflichtet. Artikel 9 Absätze 
1 und 2 enthält verschiedene Bestimmungen 
über Fristen für die Aussetzung des Inkraft­
tretens dieser Vorschriften. Der Kommission 
und den Mitgliedstaaten steht somit ein 

Prüfungszeitraum von drei Monaten zur 
Verfügung, um eine begründete Stellung­
nahme abzugeben, aus der hervorgeht, daß 
der notifizierte Entwurf geändert werden 
sollte, um etwaige Handelshemmnisse, die 
sich aus der geplanten Maßnahme ergeben 
könnten, zu verhindern oder zu begrenzen. 
Wird eine solche Stellungnahme abgegeben, 
ist der endgültige Erlaß um weitere sechs 
Monate vom Zeitpunkt der Notifizierung an 
auszusetzen. Teilt die Kommission ihre 
Absicht mit, eine Richtlinie für den betref­
fenden Bereich vorzuschlagen, beträgt die 
Aussetzungsfrist zwölf Monate von der 
Notifizierung an. Diese Verpflichtungen sind 
meines Erachtens unbedingt und hinreichend 
genau, um eine unmittelbare Wirkung entfal­
ten zu können. Fraglich ist hiernach, ob die 
Artikel 8 und 9 Privatpersonen Rechte ver­
leihen. 

54. Der Gerichtshof hatte bereits vereinzelt 
Gelegenheit, zu entscheiden, wie weit Privat­
personen sich auf gemeinschaftliche Verfah­
rensvorschriften berufen können. Das Urteil 
vom 18. Februar 1986 in der Rechtssache 
174/84, Bulk Oil 24, betraf eine Bestimmung 
in einer Entscheidung des Rates, wonach 
Mitgliedstaaten, die Änderungen ihres Libe­
ralisierungsstands gegenüber dritten Ländern 
beabsichtigten, vorher die übrigen Mitglied­
staaten und die Kommission zu unterrichten 
hatten. Auf deren Antrag waren anschlie­
ßend vor der endgültigen Änderung Konsul­
tationen durchzuführen. Hierfür waren 
keine näheren Verfahrensregeln oder Fristen 
festgesetzt. Der Gerichtshof stellte fest, daß 
die genannten Bestimmungen nur die institu­
tionellen Bestimmungen eines Mitgliedstaats 
zur Gemeinschaft und zu den anderen Mit­
gliedstaaten beträfen und keine Rechte für 
Privatpersonen begründeten, die die nationa­
len Gerichte zu wahren hätten 25. 

20 — Vgl. z. B. Urteil vom 19. Januar 1982 in der Rechtssache 
8/81 (Becker, Slg. 1982, 53, Randnrn. 24 und 25). 

21 — Vgl. z. B. Urteil vom 20. September 1988 in der Rechtssa­
che 190/87 (Moormann, Slg. 1988, 4689, Randnr. 23). 

22 — Vgl. zuletzt Urteil vom 14. Juli 1994 in der Rechtssache 
C-91/92 (Faccini Dori, Slg. 1994, I-3325, Randnr. 20). 

23 — Vgl. das in Fußnote 22 genannte Urteil in der Rechtssache 
Dori, Randnr. 22. 

24 — Slg. 1986, 559. 
25 — Vgl. Randnr. 62. 
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55. Das Urteil vom 13. Juli 1989 in der 
Rechtssache 380/87, Enichem Base u. a. 26, 
betraf Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 
75/442 27, wonach die Mitgliedstaaten die 
Kommission rechtzeitig über die Entwürfe 
von Regelungen unterrichten müssen, die 
Maßnahmen zum Gegenstand haben, durch 
die u. a. die Verhinderung der Abfallbildung, 
die Verwertung von Abfall und dessen Verar­
beitung gefördert werden. 

Generalanwalt Jacobs legte in seinen Schluß­
anträgen unter Nummer 14 dar, daß bei der 
Prüfung der Folgen der Nichtanmeldung ein 
Vergleich zwischen der Richtlinie 
75/442 über Abfälle und der Richtlinie 
83/189 aufschlußreich sei. Im Gegensatz zur 
Richtlinie 75/442 enthalte die Richtlinie 
83/189 ausführliche Bestimmungen, die der 
Kommission und anderen Mitgliedstaaten 
die Möglichkeiten gäben, zu den unterbreite­
ten Entwürfen Bemerkungen vorzubringen, 
und verpflichte die Mitgliedstaaten, in 
bestimmten Fällen Entwürfe erst nach einer 
bestimmten Zeit anzunehmen. In der Richt­
linie 75/442 sei kein Verfahren für die Aus­
setzung des Erlasses der Maßnahme oder für 
eine Gemeinschaftskontrolle vorgesehen, so 
daß nicht angenommen werden könne, daß 
die Verletzung der nach dieser Richtlinie 
bestehenden Verpflichtung, die Kommission 
zu unterrichten, zur Rechtswidrigkeit der 
Maßnahme führe. 

Der Gerichtshof, der zu dem gleichen Ergeb­
nis wie der Generalanwalt kam, stellte fest, 
daß den Mitgliedstaaten lediglich die Ver­
pflichtung auferlegt worden sei, die Kom­
mission rechtzeitig von den Regelungsent­
würfen zu unterrichten. Die streitige 

Bestimmung lege kein Verfahren für eine 
gemeinschaftsrechtliche Kontrolle dieser 
Entwürfe fest und mache die Inkraftsetzung 
der beabsichtigten Regelungen nicht vom 
Einverständnis oder dem fehlenden Wider­
spruch der Kommission abhängig 28. Weder 
dem Wortlaut noch dem Zweck der Richtli­
nienbestimmung sei zu entnehmen, daß sie 
ein Recht für den einzelnen schaffe 29. 

56. Andererseits läßt sich die Rechtspre­
chung des Gerichtshofes zu Artikel 
93 Absatz 3 des Vertrages anführen, der wie 
folgt lautet: „Die Kommission wird von 
jeder beabsichtigten Einführung oder Umge­
staltung von Beihilfen so rechtzeitig unter­
richtet, daß sie sich dazu äußern kann. Ist sie 
der Auffassung, daß ein derartiges Vorhaben 
nach Artikel 92 mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar ist, so leitet sie unverzüg­
lich das in Absatz 2 vorgesehene Verfahren 
ein. Der betreffende Mitgliedstaat darf die 
beabsichtigte Maßnahme nicht durchführen, 
bevor die Kommission eine abschließende 
Entscheidung erlassen hat." 

Der Gerichtshof hat festgestellt, daß das 
Durchführungsverbot des Artikels 93 Absatz 
3 letzter Satz des Vertrages unmittelbare 
Wirkung hat und dem einzelnen Rechte ver­
leiht 30. In seinem Urteil vom 11. Dezember 
1973 in der Rechtssache 120/73, Lorenz 31, 
vertrat der Gerichtshof die Auffassung, daß 
der mit Artikel 93 Absatz 3 verfolgte Zweck, 
nämlich das Wirksamwerden vertragswidri­
ger Beihilfen zu unterbinden, verlange, daß 
ein Mitgliedstaat das Ergebnis der von der 

26 — Slg. 1989, 2491. 

27 — Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975 über 
Abfälle, ABl. L 194, S. 47. 

28 — Vgl. Randnr. 20. 
29 — Vgl. Randnrn. 22 und 23. 
30 — Vgl. z. B. Urteile vom 9. August 1994 in der Rechtssache 

C-44/93 (Namur-Lcs assurances du credit, Slg. 1994, 
I-3829, Randnrn. 16 und 17), vom 11. Dezember 1973 in 
der Rechtssache 120/73 (Lorenz, Slg. 1973, 1471, Randnr. 
8), und vom 15. Juli 1964 in der Rechtssache 6/64 (Costa, 
Slg. 1964, 1251). 

31 — Vgl. Fußnote 30, Randnr. 4. 
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Kommission eingeleiteten Prüfung, ob die 
Maßnahme mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbar sei, abwarten müsse. Eine 
Anzeige habe somit aufschiebende Wirkung. 
Der Gerichtshof stellte weiter fest, daß von 
dieser unmittelbaren Wirkung des Verbots 
jede Beihilfemaßnahme betroffen sei, die 
durchgeführt werde, ohne daß sie angezeigt 
sei 32. 

57. Dieser Rechtsprechung läßt sich entneh­
men, daß eine Vorschrift, die nur eine Ver­
pflichtung zur Mitteilung eines nationalen 
Regelungsentwurfs enthält, ohne daß dem 
ein formalisiertes Verfahren folgt, für sich 
allein dem einzelnen keine Rechte verleiht. 
Ist die Mitteilungspflicht dagegen mit einem 
Verfahren zur gemeinschaftsrechtlichen Prü­
fung des Entwurfs verbunden, und dürfen 
die Mitgliedstaaten vor Abschluß dieses Ver­
fahrens den übermittelten Entwurf nicht 
durchführen, lassen sich daraus Rechte ablei­
ten, auf die sich der einzelne berufen kann. 
Dabei kann nicht verlangt werden, daß die 
betreffende Verfahrensvorschrift dem einzel­
nen ausdrücklich Rechte einräumt. Entschei­
dend ist Inhalt und Zweck der betreffenden 
Bestimmung. 

58. Die Richtlinie soll nach ihrer fünften 
Begründungserwägung sicherstellen, daß die 
Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten 
Änderungen der geplanten Maßnahme vor­
schlagen können, mit denen etwaige aus die­
ser entstehende Handelshemmnisse beseitigt 
oder abgeschwächt werden. Legen die übri­
gen Mitgliedstaaten oder die Kommission 
Bemerkungen zu einem Entwurf vor, muß 

der Mitgliedstaat, der diesen Entwurf mitge­
teilt hat, diese nach Artikel 8 Absatz 2 bei 
der weiteren Ausarbeitung der Vorschrift 
soweit wie möglich berücksichtigen. Die tat­
sächliche Durchführung dieses Verfahrensab­
schnitts ist dadurch gewährleistet, daß der 
Mitgliedstaat verpflichtet ist, das Inkrafttre­
ten der Vorschrift um drei Monate vom Zeit­
punkt der Notifizierung an zu verschieben. 
Darüber hinaus ist der Erlaß um sechs bzw. 
zwölf Monate vom selben Zeitpunkt an zu 
verschieben, wenn die Kommission oder ein 
Mitgliedstaat eine ausführliche Stellung­
nahme abgibt, aus der hervorgeht, daß die 
Maßnahme geändert werden sollte, oder 
wenn die Kommission ihre Absicht mitteilt, 
eine Richtlinie für den betreffenden Bereich 
vorzuschlagen oder zu erlassen. Wird eine 
ausführlche Stellungnahme abgegeben, hat 
der Mitgliedstaat, der die Vorschrift notifi­
ziert hat, nach Artikel 9 Absatz 1 der Kom­
mission darüber Bericht zu erstatten, welche 
Folge er der Stellungnahme geben will. Die 
Kommission gibt dazu eine Sachäußerung 
ab. Die Richtlinie führt somit ein Gemein­
schaftsverfahren ein, in dem der Erlaß der 
nationalen Vorschriften gegebenenfalls bis zu 
zwölf Monaten ausgesetzt wird. Der 
Gemeinschaftsgesetzgeber hielt diese Bestim­
mungen über die Aussetzung für erforder­
lich, obwohl die Kommission ein Verfahren 
nach Artikel 169 auf der Grundlage des Arti­
kels 30 einleiten oder einen Richtlinienvor­
schlag unterbreiten kann, wenn sie eine noti­
fizierte technische Vorschrift für mit dem 
freien Warenverkehr unvereinbar hält. 

59. Im Gegensatz zu den Bestimmungen, 
um die es in den genannten Urteilen Bulk 
Oil und Enichem Base ging, ist durch die 
Richtlinie für die Zeit nach der Notifizierung 
ein formalisiertes Verfahren eingeführt wor­
den, das verhindern soll, daß eine den Han­
del behindernde Maßnahme überhaupt in 
Kraft tritt. In dem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, daß der Gerichtshof in dem 32 — Vgl. Randnr. 8. 
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Urteil Enichem Base ausdrücklich festgestellt 
hat, daß Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 
75/442 kein Verfahren für eine gemein­
schaftsrechtliche Kontrolle der Entwürfe 
vorsehe. Unter Berücksichtigung der Schluß­
anträge des Generalanwalts, der die Richtli­
nie 83/189 gerade zum Vergleich herangezo­
gen hatte, spricht viel dafür, daß der 
Gerichtshof damit implizit zum Ausdruck 
gebracht hat, daß dem Verfahren nach den 
Artikeln 8 Absatz 1 und 9 dieser Richtlinie 
unmittelbare Wirkung zuzuerkennen sei. 

60. Unterschiede zwischen den nationalen 
technischen Vorschriften sind weiterhin ein 
wesentlicher Grund für die Behinderung des 
freien Warenverkehrs. Diese Behinderungen 
können entweder durch Harmonisierungs­
maßnahmen beseitigt oder durch eine grö­
ßere Wirksamkeit des Grundsatzes der 
gegenseitigen Anerkennung begrenzt wer­
den. Meines Erachtens sollte man sich davor 
hüten, die Bedeutung der Richtlinie in die­
sem Zusammenhang unterzubewerten. Das 
von der Richtlinie aufgestellte Erfordernis 
formalisierter vorheriger Erörterungen zwi­
schen den Mitgliedstaaten und der Kommis­
sion schafft eine besondere Grundlage für 
eine solche Steigerung der Wirksamkeit. 
Außerdem bietet es die Möglichkeit, daß ein 
Mitgliedstaat aufgrund der vorgetragenen 
Bemerkungen eine Vorschrift ändert, die, 
unabhängig davon, ob sie mit den Artikeln 
30 ff. des Vertrages vereinbar ist, den freien 
Warenverkehr beeinflußt. Ein Handels-
hemmnis, das durch das Verfahren der Richt­
linie beseitigt wird, kann nämlich nicht 
unbedingt auch auf der Grundlage des Arti­
kels 30 des Vertrages abgeschafft werden. 

61. Die Kommission hat in ihrem Bericht 
vom 14. März 1993 über den Binnenmarkt 
der Gemeinschaft für die Jahre 1990 bis 
1993 folgende Übersicht über die Zahl der 

Notifizierungen und der im Notifizierungs­
verfahren vorgebrachten Bemerkungen vor­
gelegt 33: 

Jahr 
Mel­
dun­
gen 

Bemer­
kungen 

Begründete 
Stellung­
nahmen 

Richtlinie 
geplant 

Mitg-
lied-
staat 

KOM 
Mitg-
lied-
staat 

KOM 9,2 9,2a 

1990 386 224 172 104 168 14 5 

1991 435 167 176 119 139 47 7 

1992 362 184 165 65 121 19 25 

1993 385 104 80 64 88 4 5 

Daraus ergibt sich, daß die Zahl der Notifi­
zierungen in diesem Zeitraum verhältnismä­
ßig konstant war und bei etwa 380 jährlich 
lag. Weiter zeigt sich, daß sowohl die Kom­
mission als auch die Mitglicdstaaten oft 
Bemerkungen und begründete Stellungnah­
men zu den notifizierten Entwürfen abge­
ben. Deren Zahl nahm in dem betreffenden 
Zeitraum ab. Dies beruht möglicherweise 
darauf, daß die Mitglicdstaaten zunehmend 
die Verpflichtungen aus den Bestimmungen 
des Vertrages über den freien Warenverkehr 
beachten. 1993 wurden 385 Entwürfe notifi­
ziert. Die Kommission gab in 80 Fällen 
Bemerkungen und in 88 Fällen ausführliche 
Stellungnahmen ab. Die entsprechenden 
Zahlen für die Mitgliedstaaten waren 
104 bzw. 64. Aus der Tabelle geht nicht her­
vor, in welchem Umfang diese Bemerkungen 
und begründeten Stellungnahmen dieselben 
Entwürfe betrafen. 

62. Berufsverbände und Unternehmen spie­
len sehr wahrscheinlich eine wichtige Rolle, 
insbesondere für die Bemerkungen, die von 

33 — Kom(9-t) 55 endg., S. 58. 
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den Mitgliedstaaten vorgebracht werden. Die 
Tragweite und die Folgen einer notifizierten 
Vorschrift können nun einmal am besten von 
dem beurteilt werden, der die betreffende 
Vorschrift gegebenenfalls in der Praxis befol­
gen muß. Die Wirtschaftsverbände und 
Unternehmen erfahren von dem Entwurf 
durch die Veröffentlichungen der Kommis­
sion im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften vor Ablauf der Dreimonatsfrist. 
Hierdurch erhalten Privatpersonen tatsäch­
lich die Möglichkeit, gegenüber den zustän­
digen Behörden in dem Mitgliedstaat, in dem 
sie niedergelassen sind, dazu Stellung zu neh­
men. Wird eine Vorschrift nicht notifiziert, 
wird ihnen die Möglichkeit der Einwirkung 
auf die Regelung, der sie auf den Export­
märkten begegnen, genommen. Hätten die 
Artikel 8 Absatz 1 und 9 der Richtlinie keine 
unmittelbare Wirkung, wären die Unterneh­
men nicht in der Lage, einen solchen Verstoß 
zu verhindern. Zu beachten ist, daß die 
Bestimmung über die Vertraulichkeit in Arti­
kel 8 Absatz 4 der Richtlinie die Mitglied­
staaten nicht daran hindert, natürliche und 
juristische Personen des Privatsektors zu 
Rate zu ziehen. Außerdem wird diese 
Bestimmung in der Praxis offensichtlich 
nicht streng gehandhabt. So ergibt sich aus 
der Mitteilung der Kommission von 1989 34, 
daß die Unternehmen bei den im einzelnen 
aufgezählten Behörden nähere Informatio­
nen über die angemeldeten Entwürfe erhal­
ten können. 

63. Die Wahrung der Rechte des einzelnen 
und die Einhaltung der Richtlinie durch die 
Mitgliedstaaten sind handfeste Gründe, die 
meines Erachtens entscheidend dafür spre­
chen, der Richtlinie unmittelbare Wirkung 
zuzuerkennen. Der einzelne hat zwar die 
Möglichkeit, in einem Verfahren vor den 
nationalen Gerichten geltend zu machen, daß 
eine technische Vorschrift gegen Artikel 
30 des Vertrages verstößt. Diese Möglichkeit 

gewährleistet jedoch nicht, daß die handels­
hemmende Wirkung einer Maßnahme vor 
deren Inkrafttreten beseitigt wird. Dies wird 
auch nicht dadurch gewährleistet, daß die 
Kommission ein Vertragsverletzungsverfah­
ren wegen der fehlenden Notifizierung ein­
leitet. Ist eine vertragswidrige Vorschrift erst 
einmal in Kraft getreten, müssen die Unter­
nehmen sie bis zu einer gerichtlichen Ent­
scheidung in einem eventuellen Verfahren 
befolgen. Der Schaden, der im Verhältnis zu 
den Betroffenen schwerlich wiedergutzuma­
chen ist, wird daher oft bereits eingetreten 
sein, bevor die Entscheidung ergeht. Viele 
Bürger werden daher nach meiner Meinung 
bereits aus diesem Grund auf die Erhebung 
einer Klage vor den nationalen Gerichten 
verzichten und sich statt dessen nach der 
betreffenden Vorschrift richten. Dadurch 
laufen sie auch nicht Gefahr, das Verhältnis 
zu den nationalen Behörden zu belasten. 
Hinzu kommt, daß das Notifizierungsver­
fahren der Richtlinie in der Praxis auch zu 
einer Verringerung oder Beseitigung von 
Handelshemmnissen führen kann, die mit 
dem Vertrag vereinbar sind. 

64. Bei der näheren Auslegung sind auch 
nicht Vermutungen bestimmter Mitgliedstaa­
ten zu berücksichtigen, die die Gründe für 
Änderungen des Vorschlags einer Richtlinie 
während dessen Behandlung im Rat betref­
fen. Nach ständiger Rechtsprechung des 
Gerichtshofes sind Meinungen und 
Erklärungen, die in dem angenommenen 
Text keinen Ausdruck gefunden haben, für 
die Auslegung des betreffenden Rechtsakts 
durch den Gerichtshof ohne Bedeutung 35. 
Dies muß in besonderem Maße dann gelten, 
wenn wie im vorliegenden Fall auf einen 
Rechtsakt verwiesen wird, der nach dem für 

34 — Vgl. Fußnote 4. 

35 — Vgl. Urteile vom 10. Dezember 1991 in der Rechtssache 
C-306/89 (Kommission/Griechenland, Slg. 1991, I-5863, 
Randnr. 8), vom 26. Februar 1991 in der Rechtssache 
C-292/89 (Antonissen, Slg. 1991, I-745, Randnr. 18), und 
vom 30. Januar 1985 in der Rechtssache 
143/83 (Kommission/Dänemark, Slg. 1985, 427, Rand­
nr. 12). 

I - 2224 



CIA SECURITY INTERNATIONAL 

das Ausgangsverfahren maßgeblichen Zeit­
punkt in Kraft getreten ist. Außerdem spre­
chen meines Erachtens gesetzestechnische 
Gründe dafür, in eine Richtlinie keine 
Erklärungen zu einer schwierigen Ausle­
gungsfrage aufzunehmen, über die zu ent­
scheiden dem Gerichtshof zukommt. 

65. Das Vereinigte Königreich und die nie­
derländische Regierung haben auch darauf 
hingewiesen, daß es für die Betroffenen von 
Nachteil sei, wenn eine nicht notifizierte 
Vorschrift unangewendet bliebe. Begründet 
wird dies damit, daß eine solche Wirkung 
den Schutz des Betroffenen verringern 
könne, da eine nicht angemeldete Vorschrift 
nicht zwangsläufig materiellrechtlich gegen 
Gemeinschaftsrecht verstoße. Demgegenüber 
möchte ich betonen, daß eine notifizierte 
Vorschrift ebenfalls materiellrechtlich nicht 
gegen das Gemeinschaftsrecht verstoßen 
muß. Die Notifizierungspflicht gilt ja gerade 
für jeden Entwurf einer technischen Vor­
schrift. Zweck ist, diesen Entwurf ans Tages­
licht zu holen. Es läßt sich nicht ganz aus­
schließen, daß die fehlende Notifizierung 
manchmal darauf beruht, daß sie einfach ver­
gessen wurde. Man darf jedoch nicht überse­
hen, daß die fehlende Notifizierung mögli­
cherweise auch zum Ausdruck bringt, daß 
die betreffenden Behörden eine vorherige 
Prüfung des Entwurfs nicht wünschen, weil 
sie wissen, daß er bei Licht besehen einer 
solchen Prüfung nicht standhalten würde. 
Die Wahrscheinlichkeit, daß eine nicht noti­
fizierte Vorschrift materiellrechtlich gegen 
Gemeinschaftsrecht verstößt, ist somit nicht 
kleiner als die Wahrscheinlichkeit, daß eine 
notifizierte Vorschrift dies tut, eher umge­
kehrt. Würde man den Standpunkt des Verei­
nigten Königreichs und der niederländischen 
Regierung teilen, würde dies zu einem 
Rechtszustand führen, bei dem Mitgliedstaa­
ten, die die Vorschriften nicht einhalten, 
belohnt würden. Aber warum sollte man 

Mitgliedstaaten, die auf diese Weise ver­
schleierte Handelshemmnisse schaffen, 
belohnen? Die Rechtsprechung des Gerichts­
hofes sollte statt dessen dazu beitragen, daß 
solche Hemmnisse weitestgehend ans Tages­
licht gebracht werden. 

66. Nach der Notifizierung läßt Artikel 
9 Absatz 3 der Richtlinie in dringenden Fäl­
len Ausnahmen von den Aussetzungsbestim-
mungen zu 36. Der Schutz des Abnehmers 
eines Erzeugnisses kann somit nicht rechtfer­
tigen, daß ein Mitgliedstaat die Vorschrift 
nicht notifiziert. Die Nichtzulassung eines 
Erzeugnisses aufgrund einer nicht notifizier­
ten Vorschrift ist im übrigen in keiner Weise 
gleichbedeutend damit, daß das Erzeugnis 
für den Abnehmer gefährlich ist. Der Mit­
gliedstaat, in dem das Erzeugnis hergestellt 
oder in den freien Verkehr gebracht worden 
ist, wird normalerweise selbst Anforderun­
gen an die Sicherheit aufgestellt haben. Für 
Konsumgüter ergibt sich aus der Richtlinie 
über die Produktsicherheit, daß die Mitglied-
Staaten dafür zu sorgen haben, daß nur 
sichere Produkte in den Verkehr gelangen 37. 
Bei einem konkreten Sicherheitsrisiko sind 
bei Konsumgütern außerdem Eingriffe auf 
der Grundlage dieser Richtlinie über die 
Produktsicherheit möglich 38. Auf anderen 
Gebieten sind konkrete Eingriffe im Rahmen 
des Artikels 36 des Vertrages und aus den 
vom Gerichtshof anerkannten allgemeinen 
Gründen möglich. 

36 — In der mündlichen Verhandlung gab die Kommission an, 
daß von dieser Ausnahmebestimmung bei elwa 10 % der 
Notifizierungen Gebrauch gemacht werde. 

37 — Vgl. Richtlinie 92/59/EWG des Rates vom 29. Juni 
1992 über die allgemeine Produktsicherheit, ABl. L 228, 
S. 24, Artikel 5. 

38 — Nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h dieser Richtlinie kön­
nen die Mitgliedstaaten sogar die Rücknahme eines bereits 
auf dem Markt befindlichen Produkts verlangen. 
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67. Zusammenfassend meine ich, daß die 
Notifizierungsregelung und die Ausset­
zungsbestimmungen in den Artikeln 
8 Absatz 1 und 9 der Richtlinie Rechte für 
den einzelnen begründen und unbedingt und 
hinreichend genau sind, um von einem ein­
zelnen vor einem nationalen Gericht geltend 
gemacht werden zu können, so daß techni­
sche Vorschriften, die nicht notifiziert wor­
den sind, gegenüber dem einzelnen nicht 
angewendet werden können. Eine nicht noti­
fizierte Vorschrift kann somit keine Grund­
lage dafür bieten, einen Wirtschaftsteilneh­
mer zu bestrafen oder an der Vermarktung 
eines Produkts zu hindern, das mit den Vor­
schriften nicht übereinstimmt. 

68. Es ist jedoch zu prüfen, ob die unmittel­
bare Wirkung des Notifizierungsverfahrens 
der Richtlinie in einem Fall wie dem des 
Ausgangsverfahrens geltend gemacht werden 
kann, in dem es um einen Rechtsstreit zwi­
schen zwei Privatpersonen geht. Nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes 39 kann 
eine Richtlinie wie gesagt nicht selbst Ver­
pflichtungen für einen Bürger begründen. Es 
ist daher nicht möglich, sich diesem gegen­
über auf eine Bestimmung der Richtlinie zu 
berufen, und ebensowenig kann die Gemein­
schaft in Form einer Richtlinie Vorschriften 
erlassen, die unmittelbare Verpflichtungen 
für den Bürger begründen 40. Dagegen müs­
sen die nationalen Gerichte bei der Anwen­
dung nationalen Rechts dessen Auslegung so 
weit wie möglich am Wortlaut und Zweck 
der Richtlinie ausrichten, um das mit der 
Richtlinie verfolgte Ziel zu erreichen 41. 

Diese Verpflichtung gilt sowohl für Rechts­
vorschriften, die speziell zur Durchführung 
einer Richtlinie erlassen worden sind, als 
auch für andere Rechtsvorschriften 42, gleich, 
ob es sich um vor oder nach der Richtlinie 
erlassene Vorschriften handelt 43. 

69. Im Ausgangsverfahren haben Signalson 
und Sécurité! beantragt, der C. I. A. die Ver­
marktung des Andromède-Systems zu unter­
sagen, da es nicht gemäß dem Gesetz und der 
Verordnung von 1991 zugelassen worden sei. 
Die Unternehmen haben weiter beantragt, 
der C. I. A. im Zusammenhang damit eine 
Vertragsstrafe aufzuerlegen. Diese Anträge 
gründen sich auf nationale Vorschriften, die 
nicht gemäß der Richtlinie notifiziert wor­
den sind, nämlich auf das Gesetz und die 
Verordnung von 1991. Durch den Antrag auf 
Untersagung und Verhängung einer Strafe 
wird auf der Grundlage des belgischen 
Gesetzes über die Handelspraktiken die 
Anwendung dieser Vorschriften gegenüber 
einem Wirtschaftsteilnehmer begehrt. Eine 
solche Anwendung steht nach meiner Mei­
nung in Widerspruch zu der unmittelbaren 
Wirkung der Artikel 8 Absatz 1 und 9 der 
Richtlinie über das Notifizierungsverfahren. 
Dies wäre nach der bisherigen Rechtspre­
chung des Gerichtshofes ganz Mar, wenn der 
Staat, die Staatsanwaltschaft, der Verbrau­
cherschutzbeauftragte oder eine ähnliche 
Behörde Klage gegen die C. I. A. erhoben 
hätte. Daß sich diese Frage im vorliegenden 
Fall aufgrund einer Klage eines einzelnen 
erhebt, kann jedoch nach meiner Meinung 
keinen Unterschied machen. Es ist der Staat, 
der die Straf- und Verbotsvorschriften usw. 
festsetzt, und es sind ja gegebenenfalls auch 
die Gerichte, die solche Sanktionen verhän­
gen, gleich, wer nach den nationalen Verfah­
rensvorschriften das Verfahren eingeleitet 
hat. 39 — Vgl. zuletzt das in Fußnote 22 genannte Urteil vom 14. Juli 

1994 (Faccini Dori, Randnr. 20). 
40 — Vgl. das in Fußnote 39 genannte Urteil in der Rechtssache 

Faccini Dori, Randnrn. 24 und 25. 
41 — Vgl. z. B. das in Fußnote 39 genannte Urteil in der Rechts­

sache Faccini Dori, Randnr. 26, und Urteil vom 16. Dezem­
ber 1993 in der Rechtssache C-334/92 (Wagner Miret, Sig. 
1993, 1-6911, Randnr. 20). 

42 — Vgl. Urteil vom 8. Oktober 1987 in der Rechtssache 
80/86 (Kolpinghuis Nijmegen, Slg. 1987, 3969, Randnr. 12), 

43 — Vgl. das in Fußnote 39 genannte Urteil in der Rechtssache 
Faccini Dori, Randnr. 26. 
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70. Die C. I. A. hat im Ausgangsverfahren 
beantragt, Signalson und Securitel u. a. ein 
Bußgeld aufzuerlegen, weil sie angeblich 
gegen die Lauterkeit des Handelsverkehrs 
verstoßen haben, indem sie darauf hingewie­
sen haben, daß das Andromede-System nicht 
gemäß dem Gesetz und der Verordnung von 
1991 zugelassen sei. Dieser Antrag gründet 
sich darauf, daß die C. I. A. nicht verpflich­
tet war, die Zulassung zu beantragen, da die 
belgischen Vorschriften nicht gemäß der 
Richtlinie notifiziert worden waren. Fraglich 
ist, ob sich sagen läßt, daß die Richtlinie Pri­
vatpersonen (hier Signalson und Securitel) 
Verpflichtungen auferlegt, wenn dem Antrag 
der C. I. A. stattgegeben wird. 

71. Das Notifizierungsverfahren der Richtli­
nie erlegt den Mitgliedstaaten eine Reihe von 
Verpflichtungen auf. Die Richtlinie ist somit 
nach ihrem Inhalt nicht darauf gerichtet, Pri­
vatpersonen Pflichten aufzuerlegen, und des­
halb kann sich nicht die Frage stellen, wie 
weit die Richtlinie unmittelbare Wirkungen 
hinsichtlich der Verpflichtungen von Privat­
personen hat. Die Richtlinie unterscheidet 
sich somit wesentlich von der Richtlinie 
85/577/EWG, die Gegenstand des Urteils 
vom 14. Juli 1994 in der Rechtssache 
C-91/92, Faccini Dori 44, war. 

72. Die Klage der C. I. A. gründet sich auf 
nationales Recht. Zweck der Vorlage in 
bezug auf den Antrag der C. I. A. ist offen­
sichtlich, dem nationalen Gericht die erfor­
derliche Grundlage für eine Auslegung des 
belgischen Gesetzes über die Handelsprakti­
ken an die Hand zu geben. Wie bereits 
gesagt, sind die nationalen Gerichte 

verpflichtet, die Auslegung nationaler 
Rechtsvorschriften soweit wie möglich am 
Gemeinschaftsrecht auszurichten. Eine sol­
che Auslegung nationalen Rechts im Lichte 
des Gemeinschaftsrechts kann natürlich mit­
telbar für die gegen Signalson und Securitel 
gerichteten Anträge von Bedeutung sein, 
doch unterscheidet sich dies nicht von der 
Situation in anderen Fällen, in denen der 
Gerichtshof die Anwendung der Auslc-
gungsbestimmung verlangt hat (vgl. z. B. 
Urteil vom 13. November 1990 in der 
Rechtssache C-160/89, Marleasing, Slg. 1990, 
1-4135). 

73. Könnte die C. I. A. ihre gegen Signalson 
und Securitel gerichteten Anträge nicht auf 
die fehlende Vereinbarkeit der belgischen 
Vorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht 
stützen, würde man nach meiner Meinung zu 
einem unbefriedigenden und unverständli­
chen Rechtszustand gelangen: Einerseits 
würde das Gemeinschaftsrecht einen Mit­
gliedstaat daran hindern, einen Bürger recht­
lich zu verfolgen, der eine nicht notifizierte 
technische Vorschrift nicht beachtet hat, 
andererseits würde es gleichzeitig demselben 
Bürger die Möglichkeit nehmen, eben diesen 
Umstand in einem Rechtsstreit gegen einen 
Konkurrenten geltend zu machen, der geäu­
ßert hat, daß dieser Bürger durch die Nicht­
beachtung der (ungesetzlichen) nationalen 
Vorschrift rechtswidrig gehandelt habe. 

Es mag nützlich sein, mit einem Beispiel auf 
der Grundlage des „leading case" des 
Gerichtshofes zur unmittelbaren Wirkung 
von Richtlinien, der Rechtssache 8/81, Bek­
ker 45, zu veranschaulichen, was ein solcher 

44 — Vgl. Fußnote 22. 45 — Vgl. Fußnote 19. 

I - 2227 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN ELMER — RECHTSSACHE C-194/94 

Rechtszustand bedeutet. Ein solcher Rechts­
zustand würde bedeuten, daß auf der einen 
Seite Ursula Becker, eine selbständige Kre­
ditvermittlerin, sich unter Hinweis auf die 
unmittelbare Wirkung des Artikels 13 der 
Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie 46 gegen­
über dem deutschen Staat der rechtswidrigen 
Erhebung von Mehrwertsteuer durch diesen 
Staat widersetzen könnte, daß sie aber auf 
der anderen Seite dasselbe Recht, die Mehr­
wertsteuer nicht zu bezahlen, nicht in einer 
Klage gegen einen Konkurrenten geltend 
machen könnte, der sie beschuldigt, gegen 
die Gepflogenheiten des Kreditgewerbes zu 
verstoßen, weil sie nicht die nach den deut­
schen Rechtsvorschriften verlangte Mehr­
wertsteuer bezahle. 

74. Die Entscheidung, ob der Klage der 
C. I. A. gegen Signalson und Securitel 
aufgrund der vom nationalen Gericht anhand 

des Gemeinschaftsrechts vorzunehmenden 
Auslegung des nationalen Rechts stattzuge­
ben ist, fällt natürlich ganz in die Zuständig­
keit des nationalen Gerichts. So bestimmt 
z. B. das nationale Gericht ganz die straf­
rechtliche und sonstige Bedeutung eines 
eventuellen Rechtsirrtums bezüglich des Ver­
hältnisses zwischen den nationalen belgi­
schen Vorschriften und der Richtlinie. 

75. Zusammenfassend meine ich, daß die 
fünfte und sechste Frage dahin zu beantwor­
ten ist, daß die Artikel 8 Absatz 1 und 9 der 
Richtlinie Rechte für den einzelnen begrün­
den und unbedingt und hinreichend genau 
sind, um von dem einzelnen vor einem natio­
nalen Gericht geltend gemacht zu werden, so 
daß dieses die Anwendung einer nationalen 
technischen Vorschrift, die nicht gemäß der 
Richtlinie notifiziert worden ist, ablehnen 
muß. 

Antrag 

76. Ich möchte deshalb dem Gerichtshof vorschlagen, die v o m Tribunal de com­
merce Lütt ich vorgelegten Fragen wie folgt zu beantworten: 

1) Art ikel 30 des Vertrages ist so auszulegen, daß er einer Regelung übe r die Bau­
ar tgenehmigung für Alarmsys teme u n d -zentralen, wie sie in den Ar t ike ln 
4 u n d 12 des Gesetzes v o m 10. Apr i l 1990 übe r die Bewachungs- u n d 

46 — Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 
1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Umsatzsteuern (ABl. L 145, S. 1). 
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Sicherungsunternelimen und die internen Bewachungsdienste oder in Artikel 
2 der Königlichen Verordnung vom 14. Mai 1991 zur Festlegung des Verfah­
rens zur Zulassung der im Gesetz vom 10. April 1990 genannten Alarmsy­
steme und -zentralen enthalten ist, nicht entgegensteht. 

2) Artikel 8 der Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28. März 1983 über ein 
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vor­
schriften ist dahin auszulegen, daß nach diesem Artikel Bestimmungen und 
Spezifikationen wie die in Artikel 12 des Gesetzes vom 10. April 1990 über die 
Bewachungs- und Sicherungsunternehmen und die internen Bewachungsdien­
ste und in der Königlichen Verordnung vom 14. Mai 1991 zur Festlegung des 
Verfahrens zur Zulassung der im Gesetz vom 10. April 1990 genannten 
Alarmsysteme und-zentralen notifizierungspflichtig sind. 

3) Die Artikel 8 Absatz 1 und 9 der Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28. 
März 1983 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 
technischen Vorschriften begründen Rechte für den einzelnen sind unbedingt 
und hinreichend genau, um von dem einzelnen vor einem nationalen Gericht 
geltend gemacht werden zu können, so daß dieses die Anwendung einer natio­
nalen technischen Vorschrift, die nicht gemäß der Richtlinie notifiziert worden 
ist, ablehnen muß. 
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